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22 ,September1933 .

Wiener Landtag
Sitzungvom22 .September1933.

Präs. Dr.NeubauereröffnetdieSitzungum17Uhr10.
Es wird in die Tagesordnung eingegangen .Undzunächat

die Novelle zu dem Gesetz betreffend die Bodenwertabgabevon

ve bautenLiegenschaftenimGebieteder HauptstadtWieninVerhandlung
gezogen.

St . R,Dr. Danneberggibt in diesemZusammenhangzunähat
einen allgemeinenUeberblickuber die FinanzlageWien ,umdarzutun,wiees
zu den Steuergesetzen und Tariferhöhungen ,die heute beschlossen werden

sollen ,gekommenist . DerGemeinderathat am21 .Juli MassnahmenzurOrdnung
des Gemeindehaushaltes für den Rest des Jahres 1933 getroffen .Wirhaben
damals eine leider sehr beträchtliche Kürzung der Bezüge der städtischen

Angestelltenundder Pensionistender Gemeindevorgenommen,wir habenzurdie
Deckungdes Defizits ausser Ersparungen,/imganzenGemeindehaushaltdurch¬
geführt wordensind ,auchdie Reservendes Gaswerksherangezogenunddamal
wurdeüberdies der Finanzreferent ermächtigt ,auch die Rücklagenaufzulöse
die es innerhalb der Gemeindeverwaltunggibt .Wirhabendamalsauch imGe¬
meinderateine eindringliche Warnungin der Formeiner Entschliessungan
die Bundesregierungergehen lassen ,dass die Lebensinteressen Wiensnicht
missachtetwerdenmögenundr eine Warnungauchdavor,dassdurchsolcheMassnannderKreditderGemeindezerstört
wird . DieBundesregierunghat diese Warnungleider nicht beachtet .Siehat
schonam19 .AugusteineNotverordnungerlassen ,in derderGemeindenicht
mehrctwasentzogenwordenist,was ihr nachdengeltendenGesetzenzu¬
steht ,sondernin dermandenumgekehrtenWeggegangenundderGemeinde
eine neueLast auferlegt hat ,die Abfuhrvon3 Millionenpro Monatanden
Bundfür die Jahre1933und1934alsoeinenBetragsvon42MillionenS .
AusdemWortlautder Verordnunghat mandannüberdieserfahren ,dasseine

eke
Rückwirkungfür dasJahr193 vorgesehenist unddassder Betrag ,derbis
zumErscheinen der Verordnungfällig war ,also 24 Millionen gleich andem
Tag ,andemdie Verordnungerschienenist ,gezahltwerdensoll .Tatsächlich
hat auch das Finanzministerium unmittelbar darauf die Bezahlung dieses Be¬
trags verlangt .DieseVerardnungist gemachtwordenineiner völligenVer-¬
kennungderFinanzlage ,in dersichdie GemeindeWienbefindet ,undohne
Rücksichtaufdic Leistungsfähigkeit ,diedieGemeindenamentlichheute
nach 3jähriger Wirtschaftskrise hat . Mankann sich über diese Tatsache nicht
hinwegsetzen ,indommaneinfach erklärt ,wasdie Geminde nicht hat ,das
kannsie nicht zahlen .Dennder Bundhat mitder Gemeindeallmonatliche
Verrechnungenundkannsich zu einemgrossenToil aus diesenVerrechnungen
bezahltmachan .DerBundhat aucheinigeTagenachdemErscheinenderNot¬
vorordnungeinfach bei der Verrechnungder Abgabentilungder Gemeindekeine
Beträgemehrausbezahlt ,wie sonst an jedem Monatsersten ,sondern hatdie
Beträge zurückbehalten und er hat diese Mothodeauch in einem Erlass an
den Magistrat bis zumEndedieses Jahres festgelegt ,sodass diegemeinde
für das heurige Jahr irgendwelche Beträge aus der Abgabenteilung nicht mohr
bekommt .Das Finanzministerium hat nun neurdings verlangt ,dassdas,was
auf diesc Weisenicht abgezahltwird ,durchdirckte BarzahlungenderGomeinde
an den Bundnoch im Laufe des heurigen Jahres abgestattet werdensoll .
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Wennman auch von dideer letzten Forderung absict ,bleibt doch die Tat¬
sachebestehen ,dass wir heuerkeineEinnahmenaus der Abgabenteilungmehr
haben ,dassunsalso auf diese Weiserund13Millionenverlorengehen.
Dazu kommtnach ,dass der Bunddie weitere Einhebung der Nahrungs -oder
Genus smittelabgabe für unzulässig erklärt hat .Wenndieser Ve mordnungRech¬
nung getragen wird ,würde das für das heurige Jahr einen Entgang vonetwa

2 Milkionenzumindestbedeuten .Basist zusanmeneinBetragvon15Millio¬
nen,um den sich plötzlich wieder die Finanz -und Kassenlage der Gemeinde

geänderthat . Esist ja klar ,dasseineVerwaltung,dienichtübererhenliche
Kassenbestände verfügt -über solche verfügen heute öffentliche Körperschaf¬
ten überhaupt nicht leicht -diese 15 Millionen ein grosses neues Lochbe¬
deuten ,das gestopft werdenmuss,wennnicht sehr grosseSchwierihkeiten
in der Verwaltungentstehen sollen,was ja niemandesWunschsein kann .Das
ist der unmittelbareAnlass ,aus denwir,ohnedass das ganzeProblemder
36 Millionen damit durDiskussdon gestellt wird ,schon allein genötigt
sind ,Massnahmen zu treffen ,Auf der einen Seite natürlich auch
noch immerErsparungen zu machen ,soweit so lche möglich sind ,aufder
andern aber neueEinnahmenzu2 dawirohnesolchedasProblemnicht

hewä hb on im dasDafizit ,dasteils durchRückgängunsereteeigenenenkönnegegdern ,teils duchMassnahmendesBundesvomFrühjahr
entstanden ist ,gedeckt ohne der Bevölkerung neu Lasten aufzuerlegen .

Es ist jetzt nachden neuerlichenMassnahmendas nicht mehrmöglich ,sonderr
jetzt mussauchdiesesin der KrisebesondersunangenehmeMittelangewendet

werden .
NunnocheinigeBemerungenüberdie allgemeineFinanzlageur

FinanzpolitikderGemeinde.Umsomehr,als sich die Oeffentlichkeitgerade
in den allerletzten Tagenmit diesen Dingensehr beschäftigt hat . Eshatja
urspr ünglich im August ,als die Verordnung erschienen ist ,die Bundesre¬
gierung offenbar gemeint ,jede öffentliche Erörterung di eser Dingeunter¬
drückenzukönnenundsie hatdasauchduschdi o Zensurzunähstversucht.
Aberdie Gewaltdieser Tatsachenwardochstärker als die Zensurundheute
muss sich ebenganzWienmit diesen Fragenbeschäftigen .Es unterlaufendabe
aber so viele Irrtümer und Missverständnis se ,dass an dieser Stelle darüber

gesprochen werdenmuss .In der öffentlichen Diskussion der letzten Tagen
wurdendie Dingeimmerwiederso dargestellt ,als ob das SystemBreitner
zusammengebrochen wäre und die Gemeinde dafür einen Rachefeldzug gegen
die WienerBevölkerungunternehme .Es wird behauptet ,dass derGemeinde¬

haushalt ungemein aufgebläht sei ,wielmehr als in der Vorkriegszeit ,im

Jahre1913unddasses,wiegesternin einermassgeblichenZeitungzulesen
war ,hächste Zeit gewesen sei ,dass die Bundosregierung eingegriffen habe ,
umdie Dingeauf da rechte Masszurückzuführen .DieseganzeDarstellung
zeugt von einer grossen Unkenntnis der winklichen Tatsachen .Es wird in

der öffentlichen Diskussion so viel davon 1 geschrioben ,die
GemeindeWienhabe einen viel zu gresen Haushalt heute und er könneganz
leicht auf das Niveauvon1913heruntergedrükt werden .Daschreibtdie
eine Zeitung im Jahre 1913 hätte der Gemeindchaushalt1o0 Millionen ,eine
andere Zeitung ,er hätte 180 Millionen auegemacht .In Wirklichkethaben
die Ausgabender GemeindeimJahre 1913225 ' 6MillionenGoldkronenbe¬
tragen ,dassind350MillionenSchilling .Mandarf ,wennmanmitderheu¬
tigen Zeit Vergleichezicht ,folgendesnicht vergessen :Voraussichtlich
wirdeinschliesslichder Wertdurchführungen ,die maneigentlichabzichen
müsste ,die Auggabensummede GemeindeimheurigenJahr einen Botragvon
358Millionenerreichenohnedie 36Millionen,die derBundjetztverlangt.556
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Mandarfabernihhtgergessen ,dassWienseit 1933einLandgewordenist
und damit auch alle Agendneines Landesübernommenhat ,die im Jahre1913
vom Land Niederösterreich best ritten worden sind und daher das Gomeinde¬
budget nicht belastet haben .Dazu gehören sehr wesnntliche Beträge .In
unserem Budget sind die Ausgaben für die Lan des Heil - undPflegeanstal¬
ten für die Geisteskrankenmit über 1o Millionen eingestellt .Für dieBezah¬
lung der alten Bensionendes Landes Niederösterreichmüssenwir ' 2an Beiträgen
Millionenausgeben ,Wienhat als Land/15 ' 5Millionen/zurNotstandsunter¬
stüt zungzuzchlen .WennmandasvonunserenAusgabenabzicht ,kommtman
allein schonunter denBetrag ,der imJahre 1913der HaushaltderGemeinde

gewesenist .Ich sage das nicht,um den Haushalt von 1913 zu tadeln ,sondern
ich ziehe nur einen Verhleich .Dazu kommtaber noch ,dass auch die Gemeinde
Wienals solche eine Reihe von Verpfinhtungenhat ,die schon im Jahr1913
bestanden haben ,heute aber begreiflicherweise midg mehr kosten als damals ,
nicht weildamalsGhristlichsozialeundheuteSozialdemokratenverwalten,
sonderndeshalb ,weil heute die Tatsachenganzandere sind als im Jahr1913 .
Dass man in einer Zeit wie heute mehr Geldr für die Pflegebeiträge der
Kinderbraucht ,mehrGelderfür die Erhaltungsbeiträgeals imJahre1913
hängt wedermit Verschwandungssuchtnochmit sozialdemokratischerWeitan¬
schauungzusanmen,sondem/indemElndbegründet ,dasdieNachkrigszeit
und eine 3jährige Wirtschaftskrise gebracht hat .Man sicht auch aneinem
Beispiel,wases bedeutet ,dass gewisseAufgabeneinenanderenGeldcharekter
bekommenhaben ,Vor demKrieg hat es einen Lehrerpensionsfondsgegeben .Ertrag der
Ausdem/Wertpapieredieses Fondskonntenmiteinenm
kleinenZuschussdi Lehrerpensionenbestritten wer . . Di' Stzpapieresind
in der Inflation gegenstandslos geworden .Die Gemeind aber muss die Pensio¬

nenweiterbezahlen .Dasmachtgegenüber1913beidenLehrerpensionenallein
18 ' 5MillionenimJahr aus ( HörtHört . . Soz .dem . )Wennwir nuntrotz
einer Erweiterung der Gemeindeagendnauf manchhnGebioten dennochnicht
mehr sondern weniger Geldbrauchen ,als im Jahr 1913,so zeigt das ,dass sich
hier nicht eine uferlose Verwaltungbreit gemachthat ,sonderndasshier
eine sehr sorgsamgeführte Verwaltungauf neuenGrundlagenaufgerichtet
wordenist,die sovielerlei undvielmehrals vor demKrieggeleistet hat
und vielleicht auch ,leisten musste .Daher sind alle in der Oeffentlich¬

keit angeführtenArgumentefalsch ,dennsie zeugenfür unsundnicht
gegenuns( Lebh .Beifall b .. Mehrheit) .
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WennnunhöhnendvonvielenSeitengesagtwird ,dasSystem
Breitnerseizusammengebrochen,sobrauchtmannureinenBlickaufdieFinanzverwaltungdergrossenundbreitenStödteDeutschlandszumachen
undmanwirdsehen ,wietraurigesdortausschaut.DasProblemderGemein-¬
definanzengehörtheutezudenernstestenSorgenderneuendeutschenReichsregierungunddas ist nichtvielleicht einsozialdemokra-¬
tischesProblem.EsgibtkeinegrosseStadtin Deutschland ,inderindenletztenJahrendieSozädädemokratenalleindieVerwaltung
geführthaben ,sondernüberallwarenbürgerlicheParteienmitdabei
oderhabendieFührunggehabt .DiegleichenDingesihhtmanüberallI
in derWelt .7NewYork ,dergrösstenundreichstenStadtderWelt ,hatam
1 .SeptemberdesheurigenJahresdie GemeindeverwaltungihreVerpflich¬
tungennichterfüllenkönnenundsiemüsstemitdendortigenBanken
unterderdrückendstenBedingungenübereineAnleiheverhandeln,umihrBudgethalbwegsin Ordnungzubringen.

Gegenüberall diesenVorgängenstehtdieTatsache,dasswirin .WientrotzeinesEinnahmenrückgangesvon100MillionenSchillingim
DezemberdesvergangenenJahreseindurchausernstgemeintesBudget
aufgebauthaben,daswirauch' ttenhaltenkönnen,obwohldieWirtschafts-¬
kriseunsindiesemJahrenochstärkerzugesetzthat ,alsmanesvermuten
konnte .NichtdasSystemBreitnerist zusammengbrochen,sonderndieses
Systemhatbewirkt,dassdieGemeindeverwaltungvonWienaufweit
besserenFinanzgrundlagenaufgebautwar,alsdieVerwaltungjederanderen
Stadt.( LobhafterBeifallbeidenSoz.dem. )WennmaninderDiskussionderletztenTageauchwiederdavongesprochenhat ,dassdieGemeinde
indenvergangenenJahresesverabsäumthabe,Anleihenaufzunehmen,soistdaraufzuerwidern,dassesderGemeindeheuteausserdordentlichkom nt ,

zustatten/,dasssienichtmiteinemSchuldendienstbelastetist ,wodurch
ihr ,budgetärgesehen,dieMöglichkeitvonAnleihenvielbesseroffensteht .

Wennwirjetzt in einerKlemmesindunddasfinanzielleProblem
immerschwererwird,soistdasdaraufzurückzuführen,dassEingriffevonaussendasBudgetderGemeindeWienso verunstaltethaben .Ich
brauchedieKetteallderMassnahmendesBundesnichtaufzuzählen,durchdiederGemeindefürdasheurigeJahr103MillionenSchilling,dassind
30ProzentdesBudgetsentzogenwordensind .Verantwortungsbewusste
Männerhättenessichhundertmalüberlegonmüssen,derartigeszutun
(LebhafterBeifallbeidenSoz.dem. )denndasistnichteineAngelegenheit
derGemeindeWien,sonderneineAngelegenheit,dieganzOesterreich,diedenInteressenkreisderBundesregierungselbstangeht.DasMerkwürdigste
dateiist ,dassausdersolbenRichtung,diediesesUnheilangerichtethat ,dannderHerzensschreiertönt ,dieSozialdemokratenkönnendieGemeinde
nichtmehrverwalten,dahermusseinKontrollorodereinKommissärher.DaswärenichtnureingroberVerfassungsbruch,derdenäusserstenWider-¬
standhervorrufenmüsste,( GrosserBeifallbeidenSoz.dem. )sondern
einesolcheArgumentationist auchvomfinanziellenStandpunktaus
lächerlich.ErstensatdieRegierunggarkeinRecht,irgendwohineinen
KontrolloroderKommissärzuschicken,auchwennirgendwoeinDefizitist .
AberdasssieselbstDefiziteerzeugt,umsiezumAnlassderBestellungeinesKommissärszunehmen,wäroeinsogroteskerZustand,dassmanihn
solbsteinerautoritärenDemokratienichtzutrauenkann.Geradeheute558
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veröffentlicht der Rechnungshofeinen Bericht über das ersteHalbjahr
derGebarungdesBundesunddasichtmanDefizite ,dieschonetwas
bdeuten.Daszeigtdoch ,dassderKampfumdieOrdnungdesHaushaltesist .
ein Problem /das überall vorhandenist .

Wasuns die Regierung hier zumutet ,ist in Wahrheitgrotesk .
Wirbekommenheuernachder Streichungder Gewährleistungsklauselan
Abgabenertragsanteilennur mehr54 MillionenSchilling .Nunwill unsdie
Rogierungunter demTitel eines Lastenausgleichesnoch36Millionen
wegnehmen .Es bleiben also 18 Millionen Schilling ,oder 10Schilling
aufdenKopfderBevölkerung.Dasist nachderamtlichenStatistik
des Finanzministeriums genau die Kopfquote ,die die Dörfer von500
EinwohnernausderAbgabenteilungbekommen.( HörtHörtbeidenSoz .dem. )
DemgegenübererhaltendiegrösserenStädteinOestereich,Linz ,Graz,
Innsbruck ,. . . ,eineKopfquotevonetwa30Schillingfür denKopf
derBevölkerungunddanebenbekommennatürlichauchdieLänder ,in
denendieseStädteliegen ,je nachderSteuerkrafteineKopfquote
von10 bis 20 Schilling für den Kopf .Wassoll das bedeuten?Das
kannbedeuten ,dassdie Bundesregierungdie StadtWieninkultureller ,
sozialer undwirtschaftlicherBeziehungauf dasNiveaudinesDorfes
von500Einwohnernherunterdrückenwill .Wennsie dasnichtwill ,
dannkannsienurvonderArgumentationausgehen,Wiensollesichselber
ausseinerBevölkerungsovielSteuernherausholen,dassesdiesokleine
BundeskopfquoteentsprochendseinenBedürfnissenergänzenkann .Idhfinde
es also sehr sonderbar ,dassdieselbenKreise ,die denMassnahmender
Bundesregierungzujubeln,weilsiegerneeinenRachefeldzuggegendas
WienerRathausführen wollen ,so entrüstet darüber sind ,dass derRacho- ¬
feldzug ,dendie Bundesregierungführt ,sich ganznatürlichan derWiener
Bevölkerungauswirkenmuss,dennesliegenja hiernichtunterirdisch
irgendwelcheSchätzevergraben,diemanhebenundin dieHimmelpfortgasse
tragenkann ,sondomdas ,wasdieBundesregierungverlangt ,kannsienur von der WienerBevölkerungverlangen .

Die Regierunghat die Dingevöllig unrichtig gesehen ,weilsie
es in ihremAutoritätswahnvöllig verabsäumt ,sich über dieTatsachen
zuunterrichten,ehesieirgendstwasunternimmt.Derhundortmalver¬
dammtoParlamentarismushat einen grossen Vorteil gehabt ,dort habenviele
LeuteetwasmitzuredengehabtundaucheineweiseRegierunghatinden
AusschüssendesParlamentesmmanchmalsehrviellernenkönnen.IneinerRegierungaber ,dieindemWahneinerAutoritätnachdenEinfällenirgend
einesMenschen,derzufälligMinisterist ,diktierenzukönnenglaubti,
muss auch der weiseste Minister danebengreifen ,gar dann ,wenndas

Improvisationensind ,wiedassohäufigbeiAutoritätenvorzukommenpflegt.
WennessichumSpielereienhandolnwürde,könntemandenen,diespielen
wollen ,das Vergnügenja überlassen .Aberhier handelt es sich umdie
Lebensinteressonvon1,800.000Menschenunddiesindzugutfüreinsolches
Spiel .( ZustimmungbeidenSoz .dem. )Wirsindüberzeugt,dassmanbeieinerUeberprüfungderDingezuderErkenntniskäme,dassmanhierder
WienerBevölkerungetwasUntragbareszumutet.

WenndieRegierungaberzueinersolchenErkenntnisnichtzu
bringenist ,somüssenwirunsumsehen,wiederHaushaltderGemeindeWien
untersolchenUmständeninOrdnungzubringenist .Esistselbstverständlich,dasshierinersterLinieanErsparungengedachtwerdenmuss,unddas559
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Budgetder GemeindeWienwird daraufhin wieder immerdurchgearbeitet ,
obwohlwir uns sicher alle darüber im Klaren sind ,dass sehr viele Er¬
sparungen wieder neues Unheil in der Wirtschaft auslösen ,weiljede
unterlasseneBestellungundjede nicht vergebeneArbeitdenWirtschafts-¬
undArbeitsmarktnatürlich beeinflussen muss .Die Bundesregierungver - ¬
kündetja selbst allenthalben ,dassdasProblemderArbeitsbeschaffung
ihre obersteSorgesei .WelchesInteressealso kannsie daranhaben,
dieArbeitsbeschaffungdurchdieGemeindeWienunmöglichzumachen,
wie sie es durch ihre Massnahmentut ?Ein zweites Problembeiden
Erpparungenist dasderPersohalkosten.WirwarenimSommergezwungen,
die GehaltederstädtischenAngestelltennamhaftzunkürzenundwir
müssenwiederdarandenken .Esist unsin derJuli -Sitzung

ausdenReihenderOppositionderVorwurfdesAngestelltenverratesentgegen-¬
geschleudertworden,vondenSprechernderParteiderRegierung,die
uns durch ihre Massnahmenzwingt ,eine Angleichungder Bezügeder
GemeindeangestelltenandiederBundesangestelltenvorzunehmen.Dabei
wirddieOeffentlichkeitauchin denletztenTagenüberdiesenGegenstand
ineinerganzfalschenWäiseunterrichtet.IneinerWochenschrift ,
inderchristlichsozialeMinisterfastallwöchentlichmitihremNamen
unterzeichneteArtikelveröffentlichen,warerstvoreinigenTagen
sogaraufdorerstenSeitedieNotizzulesen ,dassdieGomeindeangestell-¬ten in Wienimmernochum30Prozenthöherbezahltwerdenals dieBundes-¬
angestellten ,worausmandie marxistischeVerschwendungssuchtsehen
könne.DerUntorschiedist seit derSommerregulierungderBezügein
Wirklichkeitschonsehrkleingeworden.AberwelchesozialeGehässigkeit
spricht aus dieser Argumentation!

Dochalle Erpparungenin personellerundsachlicherBezichung
könnendasDefizitnichtwettmachen ,dasdurchdieMassnahmendesBundes
erzeugtwordenist .WirkönnenauchnichtdieWohnhausbauten ,diejetzt
imGangesind ,einstellenundaufdenRuinenvielleichteineTafel
hängen,diedeutlichsagt ,warumdieseWohnungenniemalsfürWohnungslose
zurVerfügungstehenwerden.AlswirimFrühjahrohnediesnurdenBauvon1350Wohnungenbeschlossenhaben,hatunsderSprecherderchristlich-¬sozialenOppositiondenVorwurfgemacht,dasswirwenigbauenunddass

wirkeineUrsachehaben,mitdiesenBautennochStaatzumachen.Herr
St . R.Kunschaksollhiersagen,obermeint,dasswirdenBaudieser1350
Wohnungennichtvollendensollen.DaswirddochkeinvernünftigerMonschin Wienwollen ,das kanndie Regierungselbst auchnichtwollen .
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Der Redner kommtsodann auf die Tarif -undSteuererhö¬
hungen zu sprochen und erklärt :Wenn die Bundesregierung in Erkenntnis der

wirklichen Situation alle Massnahmen ,die sie gegen Wien getroffen hat zu¬
rückziehe ,braucheWienwederdie Steuererhöhungen ,nochdieTariferhöhungen.
Die Belastung ,die der Gemeindehaushaltdurchdie Wirtschafterfährt ,könne
im Rahmen des Budgets ausgeglichen werden ,aber die Belastung ,die die
Bundesregierung der Stadt Wien auferlegt habe ,sei eine Belastung der Be¬

völkerung ,da sie für das Budgetnicht tragbar sei unddaherdurchMehr¬
einnahmenzumTeil eingebracht werden müsse .Vonallen möglichenKörper¬
schaftensind Proteste undProtestresolutionengegendie geplantenSteuer¬
undTarifmassnahmeneingebrachtwwrden .Sie sindan die faldcheAdressegeric
tet ,sie gehörendorthin ,wohindie Dankadressenfür die Massnahmengegen
die GemeindeWiengerichtet wordensind .DieRegierungbehauptet ,dieMass¬
nahmengegen Wienseien keine Massnahmenaus Gehässigkeit ,das liege der
objektiben Regierung ferne .Die Massnahmen sind vielmehr aus der Not des
Bundes heraus entstanden .Dazu ist zu sagen ,dass der Bund eine überge¬
ordnete Kompetenzist,mit aller Stederhohheit ausgestattet .Wennnunalso
der Bund nicht genug Einnahmenhat ,so kann er sie sich schaffen .DerRed¬

ner spricht sodann über das Bundespräzipuum und erklärt ,dass auchheute
noch die österreichischen Länder und Gemeinden an den Bund lo Millionen S

für dessenBudgetzahlen .DerUnterschiedzwischendamalsundheute ist aber ,
dass man damals über diesen Lastenbeitrag verhandelt hat und sich mit den
Ländern anf den Betrag gee :Wigt hat ,den die Länder zah len können .Heute
aber wird ohnezu verhandelnundohneeine finanzielle Tragfähigkeitzu

ermessen demLand Wieneinfach ein Lastenbeitrag von 36 Millionen S
auferlegt .Dasist ein ganz einseitiger Akt ,der die Wienerzu Staatsbürgern
zweiterKlassemacht .(EntrüstungsrufebeiderMehrheit) .Am25 .Jänner1931
ist von der Regierung ,von der Gemeindeund von den politischen Parteien
unterschriebener Vertrag über die letzte Abgabenteilunggeschlos senworden .
AuchdieserVertragwirdvonderRegierungeinseitiggebrochenundBuresch
und Winkler ,die damalsden Vertrag mitunterschrieben haben ,habenjetzt
ihre Unterschriften unter die Notverordnungen gesetzt ,die die einseitige
Aufhebung dieses Vertrages bedeuten .Wenn nun die Bundesregierung diesen

Vettrag aufhebt ,dann soll sie ihn ganz aufheben und Wienvon denLasten
befreien ,die Wienbei der Vertragschliessung zugunsten der anderenLänder
auf sich genommenhat,weil die Voraussetzungen ,die damal sbestanden,heute
unter keinen Umständenmehr gegeben sind .( Beifall b .d .Mehrheit ) ,

Der vorliegende Gesetzentwurf ,sagt der Referent ,ist in
der Sache durchaus gerechtfertigt .Die Steuer trifft ein Einkommen ,das
infolge der Mietengesetznovellen als das einzige Einkommenin denletzten
Jahrensich erhöht hat .Dader Gesetzentwurfseine Rechtfertigunginsich
selbst trägt,bittet derReferentumAnnahme .(Beifall ).

Abg .Nachtnebel und Genossenhaben folgendenResolutions¬
antrageingebracht,dervomPräsidentenDr .Neubauerverlesenwird:
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Entschliessung .
DerWienerGemeinderathat in seiner Sitzungam24 .Juli1933

eindringlich davorgewarnt ,dass die MassnahmenderBundesregierung
fortgesetztwerden,diedasGleichgewichtdesGemeindehaushaltes
zerstören undden Kredit der Stadt Wien ,eines der wertvollstenAkti- ¬
venOesterreichs ,untergraben .

Nichtsdestowenigerhat die BundesregierungdurchVerordnung
vom19 .August1933derGemeindeWiendieLeistungeinesBetrages
von 72 MillionenSchilling auferlegt ,vondenen36 MillionenSchilling
imLaufevonvierMonatendesheurigenJahresund36MillionenSchilling
imLaufedesnächstenJahresgezahltwerdensollen .DieBundesregierunghat der Gemeindemitgeteilt ,dasssie die gesamtenBundessteuer¬
ertragsanteile der Gemeinde und des Landes Wien für Rechnungdieser
Beträgezurückbehalte.UeberdieshatdieBundesregierungderGemeinde
eine Steuer entzogen ,die im heurigen Jahres mehr als 6Millionen
Schilling einbringt ,und so nicht nur die Rechte der Gemeinde beein¬

trächtigt ,sondernihr neuerdingsEinnahmenweggenommen .Aufdiese
Weiseist dasGleichgewichtdesGemeindehaushaltesneuerdingsschwer
gestört worden .NeueErsparungen ,aber auchneueEinnahmensinddadurch
unverme idlich geworden .

Der Landtagstellt fest ,dass alle Mehreinnahmen ,diesich
Wienschnaffenmuss ,überflüssigwerdenunddie Gemeindeauf alleneuen
SteuernundTariferhöhungenverzichtenkann ,wenndieBundesregierung
ihredurchNotverordnungerlassenenMassnahmenzurücknimmt.DerLandtag
fordertdie Bundesregierungauf ,andie GemeindenichtForderungen
zu stellen ,die untragbar sind und die in ihrer Gänze auch durch
neue Einnahmennicht hereingebracht werdenkönnen .Im Interesse der
ganzenWienerBevölkerung ,imInteressederWirtschaftundderGemeinde-¬
verwaltung,derenAufrechterhaltungaufdemGebietederFürsorgeund
derSchuleeineLebensnotwengtkeitfürWienundganzOesterreichist ,
mussdie Bundesregierungihre Massnahmen,die bei Prüfungdergesamten
finanziollen Lageder Gemeindevon jedemunvoreingenommenenMenschen
als untragbar erkannt werden ,zurücknahmen.

DieganzeKettederMassnahmenderBundesregierungbedeuteteine
einseitige Aenderungdes letzten Finanzausgleiches ,der für fünfJahre
dieVerhältnissebis Ende1935regelnsollte .Wennes dieBundesre-¬
gierungfürgutbefundenhat ,ohneRücksichtaufdenWortlautundden
SinnderdamaligenVereinbarungenMassnahmenaufKostenWien' szugunsten
desBundeshaushalteszutreffen ,somuss- sofernedieseMassnahmenauch
nur teilweiseaufrechtbleibensollten - sofort eine EntlastungWiens
vonden Verpflichtungendurchgeführtwerden ,die ihmdurchdenletzten
FinanzausgleichzugunstenderübrigenLänderauferlegtwordensind.
WennderBunddenGedankeneinerFellastungderLänderzuseinenGunsten
verfolgt ,statt sichdie ihmnotwendigerscheinendenEinnahmendurch
eigeneSteuermassnahmenzu schaffen ,so weist die EinrichtungdesPrä¬
cipuumsdazueinenWeg ,umsomehr,als die finanzielleLageWiensin¬
folgedesRückgangesdereigenenEinnahmennichtbesserist alsdie
der übrigenLänder .
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Erhöhungder Gas - undStromtarife .
Vorspracheder WienerGastgewerbetreibendenbei BürgermeisterSeitz .

HeutevormittagserschienenbeimBürgermeisterVertreter derWiener
Gast - undSchankgewerbe ,und zwar für das Gremiumder KaffeehausbesitzerI .
Vorsteher Kommerzialrat Egkher ,II . Vorsteher Demmer/unddie Gre - ¬
mialräteKulkaundErtl,für die GenossenschaftderKaffeeschänker
Vorsteher Tschockl,für die Genossenschaftder GastwirteVorsteher¬
Stellvertreter R3ssler,für den Verbandder KonzertlokalbesitzerPrä- ¬
sident Hoffmannund für das Gremiumder Hoteliers VorsteherKommer¬

zialrat Scheiflinger .
Sieverwiesendarauf ,dassbisherimmerin derGemeindeverwaltungder

Grundsatzder Selbstkostendeckungbei denUnternehmungenbestandenhabe
und dass die Angehörigen ihrer Genossenschaften bisher immerwesentliche
Begünstigungenbei denPreisenderstädtischenGas- undElektrizitätswerke
gehabthätten .DieAbschaffungdieserBegünstigungen,verbundenmitderall-¬
gemeinenErhöhungder Tarife ,bedeutefür dasGast - undSchankgewerbeeine
unerträglicheBelastung ,weshalbsie imletzten Augenblicknocheinmalim
Sinneder Beibehaltungdieser Begünstigungen ,undzwarzur Gänzeoderwenig-¬
stens dochzumTeil,an die Gemeindeverwaltungappellieren .

Bürgermeister Seitzerklärte ,dass die derzeitige Gemeindever- ¬
waltung als erste den Grundsatz der Selbstkostendeckung bei denstädti - ¬
schenUnternehmungeneingeführt habeunddass in den letzten vierzehnJah¬
ren auch tatsächlich die Tarife für Gas,elektrischen Strom undStrassen¬
bahnimmerso erstellt wordenseien ,wiesie denSelbstkostenentsprechen,
dassdieGemeindealsoals EigentümerinundFirmenträgerindiverserUnter-¬
nehmungenkeinenGewinnerzielthabe .NunmehrseidieStadtWienzuschwe¬
ren finanziellen OpfernimBetragevonmehrals 1ooMillionenSchilling
imJahre1933gezwungenworden ,sodasssie genötigtsei ,ihreSachausgaben
auf das allerdürftigste einzuschränken ,die Bezüge der Angestellten stark
zu vermindernunddie Tarife so zu erstellen ,dass die Unternehmungenauch
einen Ertrag abliefern . Dassei kein Verzicht auf den Grundsatz derSelbst - ¬
kostendeckung ;vielmehr werde die derzeitige Gemeindeverwaltung jederzeit

auf diese Mehreinnahmenverzichten ,wennihr die in den Verträgenundden
geltendenGesetzennormiertenEinnahmenbelassenbleibenundkeinefinan-¬
ziellen Belastungen neuer Art auferlegt werden .

DieVertreterderGast - undSchankgewerbegenossenschaftenerwiderten
darauf ,dassihnenmitdieserErklärungleidernichtgedientsei ,dasssie
vielmehrdie ErhfhungderTarifefür untragbarhaltenunddieLeitungen
derUnternehmungendringendersuchenmüssen,mindestensdieihrenGewerben
bisherzuteilgewordenenNachlässeganzoderwenigstensteilweiseauch
weiterhin zugewähren .

DerBürgermeistererklärte darauf ,dass ihmnichts peinlichersei
alsdieseVerfügungen,dassdieGemeindeverwaltungjedochmiteisernerNot-¬
wendigkeitgezwungensei ,solcheMassnahmenals letzteMittelzuergreifen,
wennder Gemeindehaushaltwenigstensin eingeschränktemUmfangaufrechter¬halten werdensoll .
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Abg. Kunschakbeschäftigt sich mit denAusführungendesFi¬
nanzreferenten ,insbesonderemit demHinweisdes Finanzreferentendarauf ,

dass Wienseit der TrennungvomLandeNiederösterreicheineReihe
vonAgendenals LandübernehmenmussteunddassnurdeshalbdieAusgaben¬
summe ,die Wien heute hat ,grösser sei als im Jahre 1913 . DieBehauptung
desSt. . Dannebergist unzutreffend,dadieWienerLandesverwaltungiden¬
tisch mit der Gemeindeverwaltungist .Die Landesverwaltungwird nurmar¬
kiert .Ausserdemmussberücksichtigtwerden ,dass Wienan derAbgaben-¬
teilungnurdeshalbpatizipiert ,weiles Landist ,wasJahr1913
nicht der Fall war .Wennmansich heute mit diesemArgumentbeschäftigt ,
mussmanauchauf die Argumentezurückkommen,die die Herrenderheutigen
Mehrheitseinerzeitgebrauuhthaben,alsWiennochmitdemLandNiederöster-¬
reich zu einer Landeshohheit vereinigt war ,und als Sie das Bedürfnis ge¬
habt ,diesem Zustand ein Ende zu machen .Damalshaben Sie den Wienerndie
Lostrennung vomLand Niederösterreich mit der Behauptungschmackhafter
zu machenversucht ,dass die ganzenKostender Verwaltungdes LandesNie¬
derösterreich zu 82 Prozent mit Wiener Steuergeldern bestråtten werden
unddass daher die LöslösungvomLandeNiederösterreich den WienerSteuer¬
trägern eine überausfühbareEntlastungbringenwerden .HeutemöchtenSie
die Sache umgekehrt darstellen .Ihr Argumentgeht ganz daneben .Aberselbet
wennes zuträfe ,unser Wunschwar die Ephebungder Stadt Wienzu einemLand

durchaus nicht ( Lebh .Beifall . . Chr .soz . )Wir haben damals alle Argumente
dagegenspringenlassen ,umsie vonderLoslösungdesLandesWienvonNie-¬
derösterreich abzuhalten .WennSie jetzt die Speiskarte durchgegessenhaben
unddabei finden ,dass Sie sich dabei den Magenverdorbenhaben ,machenSie
nicht uns dafür verantwortlich !( Lebh .Beifal . . Chr .soz. -Zwischenrufe) .
DerFinanzreferent hat auchdarauf verwiesen ,dass manbei derjetzigen
Kritik die Wertveränderungen vergisst ,die sich seit 1913 ergeben haben .
AberSie dürfen uns nicht nur die passive Seite dieserWertveränderungen
aufzeigen ,sondern auch die Aktivseite .Ber Finanzreferent hätte sagen
müssen ,welche Entlastung das Gemeindebudget zum B .dadurch erfahren

städtischen
hat ,dassdurchdie Inflation die ganzen/Anleihewertederstörtworden
sind und dass aus dem Bugget der Titel Zinsen -und Tilgungsdienst der
städt . Anleihenfast ganz verschwunden ist .Man würde dann darauf kommen ,
dass die Beträge ,die durchdie Wertveränderungengewonnenwordensind ,
viel grösser sind ,als die damit verlorenen Beträge . Dahaben B .auch
die Kosten des Beitrags zur Erhaltung der Bundespolizei imGemeindebudget

nochvon1914mehrals eineMillionGoldkronenausgemacht .DurchdieInfla¬
tion ist daraus nicht einmal ein Betrag geworden ,der einerespektable
Weihnachtsgabefür einenSicherheitswachmannwäre .DieArgumentedesFinanz
referenten könnenvielleicht eine Versammlungblenden ,für einenLandtag
sind sie dochzuwenig .

Ob die Massnahmender Regierung und in welcher Hinsicht sie
anzufechtensiin ,dasist eineAngelegenheit,überdie wirunshiermit
Ihnennicht auseinandersetzenwerden ,das ist eine Angelegenheit ,überdie
sich die Mehrheit mit der Regierung aueinandersetzen muss ( Lebh .Zwischent - ¬

rufe ) . Esist sehr komisch ,dass Sie sich jetzt auf einmal der Tatsache
bewusst werden ,dass wir auch Gemeinderäte der Stadt Wiensind .Wirsind
IhnenfürdieseAnerkennungunsererStellungsehrdankbar,aberSiekommen
zu spät damit .Dennbis zumEingerifender Regierunghat manunshierimmer
als quantite negligleable behandelt .Sie habendas getan,wasIhnenrecht
warundjetzt möchtenSie unsein StückchenVerantwortungauferlegen.



XI .Blatt

( Lebh .Zwischenrufe ) .Wirentziehenunsgar nicht unsererAufgabenund
unserer Verpflichtungals Oppositiongegenüberder Regierungundihren
Massnahmen .Wirhabensofort Veranlassunggenommen ,nicht etwa durchden
Finanzreferenten,sonderndurchdasPräsidiumunseresKlubs ,bei derRe¬
gierung vorzusprechen ( Lebh .Zwischenrufe . - GR. Thaller : Manhat ja nicht
einmal empfangen ! Ihr werdet ja auf die Seite geschoben ) undwir habender
Regierungdas gesagt ,waswir für notwendiggehalten haben .Imübrigen
habenwir auchkeineLegitimation ,dort etwanamensder Gemeindevorzu¬
sprechen .Die Legitimation dazu ist demHerrn Bürgermeister und demFinanz¬
referenten ,nicht uns gegeben . Eshat uns auch niemandden derGemeinde
auch nur entfernt eingeladen ,hier eine Kompetenzteilungvorzunehmen .Sie
wollensichdasallein machen ,machenSiesichdasallein ! WirwerdenSie
darannichthindern ;waswirzusagenhaben ,werdenwirunsmitderRegier¬
rung selbst ausmachen .Sie verlangen eine Ueberprüfungder Verordnungder
Regierung .Wirgahenbei diesemVerlangenmit Ihnenin einer Linie .Auch
wir könnennur wünschen ,dass die Regierungeine Ueberprüfungdieser Ver¬
ordnung vornimmt .Dieses Verlangen haben wir aber schon sei nerzeit vor¬

gebracht ,woraufunserklärt wurde ,es findenja Verhandlungenzwischen
dem Finanzminster und dem Finanzreferenten von Wien statt .In diese Ver¬

handlungenunseinzumengen,dazuhabenwirkeinRecht ,Wirwissennurvon
det TatsachederVerlandlungen,unsbleibtnichtsübrig ,als zuwarten,
welches Ergebnis sie haben ,und wir können nur wünschen ,dass zwischender

Gemeindeundder Regierungeine Vereinbarungplatzgreift ,die einerträg¬
liches Verhältnis auf demGebietder Gemeindefinanzenschafft .WieSiediese
Frage betrachten ,ersieht man auch aus Ihrem heutigen Vorgehen .Wirhaben

Ihnen ,als SievoreinigenWochendenLandtageinberufenhaben ,umgegen
VerordnungenderRegierungStellungzunehmen,in einerZuschrift ,diewir
durchunser Fernbleibenvonder Sitzungbekräftägt habem ,genaugesagt ,
wie wir uns die Behndlungdiesær das ganze Lebender Stadt aufstiefste
berührendenFragedenkenundhabenIhnenerklärt ,dass unsvorschwebt,
hier müsste doch endlich einmalder Parteistandpunkt bei seite gelasseh ,
es müssteauf demBodender Gemeindeinstanzenversuchgwerden ,zueinem
gemeinsamenVorgehenzu kommen.WirhabenIhnengesagt ,dass esIhre
Pflicht gewesenwäre ,den Finanazauschuss einzuberufen ,Sie haben dasnicht
getan . Mankonnte Ihnen zubilligen ,dass Sie aus Ihrer alten Liebeund
Gewohnheitheraus ,vonder Oppositionkeine Notiz zu nehmen ,es auchhier
wiederübersehenhaben ,zumRechtenzu greifen .WiemachenSie esdenn
jetzt ?WirhabenamMontagFinanzausschussgehabt ,die Gesetzesinduns
vorgelegt worden ,der Finanzreferent hat uns nicht einen Satz von denDingen

gesagt ,die er uns heute sagt .Er hat auch nicht einmal eineAndeutung
gemacht ,dass dem Landtag eine Reaclution unterbreitet werdensoll .

Heuteeret kurz vor Eröffnungder Sitzung wurdeuns miggeteilt ,der
Abg .Nachtnebelwerdedie Resolutionbeantragen .Dasist eineBehandlung,
die des Landtagsunwürdigist .Nicht der Herr Nachtnebelhat eineResolu¬
tion zu beantragen ,sondernder Finanzausschuss ,Ohneuns zu fragenund
ohneuns etwaszu sagen ,habenSie Ihrer Parteikonferenzberichtet ,den
FinanzasuschusshabenSie in Ruhegelassn .Hält manesparlamentarisch
gesprochen ,überhaupt für denkbar ,dass eine Opposition ,die nuretwas
auf sich hält ims tande ist ,einer Resolutipm ,bei der ein solcherVorgang
beobachtet wurde ,zuzustimmen ?Sie haben die Verwaltung nicht unter dem
Gesichtspunkt des Interesses der Stadt und Ihr er Bevölkerung ,sondern

unter strengster Einhaltung des Grundsatzes :zuerst die Partei geführt
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( Lebh .Beifall ) .
Wassich heutetut,kannmanja in vielenPunktenkritisieren

undmanwirdmit der Kritik reussieren .Aberauchdas ,wassichjetzt
tut ,könnenSie nicht aus demZusammenhangeiner 1ljährigensozialdeno¬
kratischen Verwaltungherausreissen .Die heutigen Zuständekannmannicht
isoliert betrachten .WirhabenSie oft vor der Politik ,die Siehier
getrieben ,insbesondereauchvor der Finanzpolitik gewarnt ,wirhaben
Ihnenoft Anträgeunterbreitet ,dienicht vomStandpunkteinerfaktiösen
Oppositiongestellt wurden ,sondernaus demBewusstseinhier mitarbeitenzu
wollen an der gedcihlichen Entwicklung der Stadt .Sie haben sich umalle
diese DingekeinenPfifferling gekümmert ,Sie sind Ihren Wegnichtnu
starrsinnig ,sondern mit Scheuklappen gegangen ohne Rücksicht darauf ,was

dabeiherauskommt.Nunstellt sich heraus ,dassdie Kuh ,die die Milchlie¬
fert abgemolkenist ,dass dieseKuhheute ,weilmansie nichtgenügend
gefattert ,indsie übermelkt hat ,im Zustand förmlich desVerendens

ist ,den Zustand ,in w .sich das WienerWirtschaftslebenheutebefindet
undan demgemessen ,jede auchdie geringsteErhöhungder Belastungder
Bevölkerunggeradzu als eine Katastropheerscheint ,habenSie undzwar
mutwillig herbeigeführt ,bloss ,weil unter den amtsführenden Stadträten
ein edler Wetteiferbestandenhat ,der Nachweltzu beweisen ,werderGeschei¬
tere unter Ihnen war .Dieser durchaus nicht edle Wettbewerb ,dieses eitle
Prpzeantumhat dazugeführt ,dass der Steueraufwandso unerhöhtgrossge¬
worden ist ,dass er über die Grenzen der Leistungsfähigkeit derBevölkerung
weithinausgeht .Heuteist es so ,dasses in der GemeindekeineReserven
gibt,keinein denKassen ,keineinnerhalb der Steuerquelle ,undkeine
imWirtschaftsleben .Sieh :3 IhreGemeindeverwaltunggeführteinseitig
undrüpsichtslosgegenüberder Opposition .Sie habensie geführtausschliess¬
lich nach den Grundsätzen Ihrer Parteianschauungen und nach denInteressen
und Be ürfnissen Ihrer Wahlagitation und Ihrer Wahlpolitik .Sommüssenwir
auchin diesemernatenAugenblick ,in demsichdieGemeindeWienund
noch mehrdie Bevölkerungvon Wienbefident ,Ihnen sagen ,Sie habensich
diese Suppe eingebrockt ,essen Sie sich jetzt diese Suppe auf !( Lebh .Beifall
b .d .Chr .soz . - Zwischenrufe )

GR. Dr .Kotzaurek ( vrh .soz . ) bemerkt ,dieMehrheitmachefür
das vorliegende Gesetz wie für alle Massnahmen ,die eine Belastungder
WienerBevölkerungbedeuten ,den Bundverantwortlich .Es soll nichtge¬
leugnetwerden ,dass die Mæsnahnen,die die Bundesregierunggetroffenhat ,
die finanzielle Lage der Stadt Wienbeeinträchtigt haben und ihr Budget
in Unordnung bringen mussten .Der Redner könne mangels der Unterlgen

nichtbeurteilen ,obdieseMassnahmennotwendigwarenodernicht .Daseine
ist aber sicher ,wenndie Regierung Dollfuss diese Massnahmengetroffen
hat ,hat sie sich zweifellos dabei etwas gedacht und das eine mussman
sagen ,zur Bundesregierung ,zur RegierungDollfuss kannjederobjektiv
denkendeMenschvoll undganzVertrauenhaben .DieVerfügingen ,diegetroffen
wurden ,ergeben sich vermutlich aus der finanziellen undwirtschaftlichen
SizuationdesBundes ,die auchfür dieStedt ! Wiennichtgleich .
gültig sein kann .Der Bundhat heute viel höhere Geldbedürfnisseals
früherschonmitRücksichtdie ganzaussergewöhnlichenVerhältnisse,
in denen wir uns befinden .Er ist genötigt das Geldzu nehmen ,wo er esam

leichtesten findet .Sie sagenimmer ,der Bundsolle die Steuererhöhung ,die
Sie heute vorhaben selbst durchführen und nicht die Gemeijde damitbeauf¬
tragen .Der Bund hat die Gemeindenicht beauftragt ,Steuererföhungen durch¬
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zuführen .Der Bund steht auf dem Standpunkt ,dass die Gemeinde die ihr
auferlegtenLastenauchohneSteuerehöhungtragenkann ,ja imGegenteil
der Bundgeht davon aus ,dass auch der Privatwirtschaft in weitemMasse
geholfen werden muss .Er ist sich seiner Verantwortung soweitbewusst ,
dasser entschlossenist ,dieetwaausUnverständnisoderausbolschewis¬
tischerNeigungbeabsichtigtenMassnahmenzuverhindern( Lebh .Zwischen¬
rufe ) .Die Gemeinde kann die ihr auferlegten Belastungen tragen ,wennsie

die nötigenErsparungenvornimmt .Geradein der heutigenZeit darfmannichtaufdemStandpunktstehen ,ein in UnordnunggebrachtesBudgetkönne
nurdurchEinnahmeerhöhungenin Ordnurggebrachtwerden ,heutemussman
Ersparungenmæehen .WirhabenIhnenja wiederholtErsparungsmöglichkei¬
ten aufgezeigt. DieSteuerquellensindschonlängstversiegtoderzu-¬
mindestsehr spärlich geworden .Bei der heutigen; ageder Wirtschaft
dürfennicht Steuereghöhungen, sonden müssenSteuererleichterungenver¬
fügt werden .Der Rednerbefasst sich sodannim Einzelnen mit demvorlie - ¬
gendenGesetz .
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Es ist geradezuunfassbar ,dass indeverwaltung in
einerZeit ,woin allen Staaten ,sogarimtnationalsozialistischen
Deutschland ,die Grund -undBodenabgabenermässigtwerden ,in Wieneine
wertzerstörendeundfür das Grundstück -undHypothekarwesenruinöse
Steuererhöhurng eintreten soll .Hur mit Mühekann der Hnusbesitzerheute
den Bestand des Hauses aufrechterhalten .Er muss nicht nur für die
Erhaltung des HausesSorge tragen ,sondern auch für die Kredite ,die
auf den Häusernliegen ,den Zinsendienst bestreiten .SämtlicheWiener

Häuser hatten eine Vorkriegsmiete von rund 160 Millionen Kronen .
AufBasisderfünffachenVorkriegsmieterepräsentierensämtlicheWiener
Häusereinen Marktwertvonrund2300MillionenSchilling .Wennnureine
1o prozentige Abwertungdes Hauspreiseseintritt ,so bedeutet dieseine
Verringerung des Volksvermögensvon 230 Millionen Schilling .JedeVer- ¬
minderungdes Wertesder Häuserbedeutet aber naturgemässeineVer¬
ringerungder Kreditbasis ,eine Beeinträchtigungder Produktionund
damiteine Schädigungdes Geschäftsmannes ,des AngestelltenundArbeiters
und im Gefolge davon eine Verminderung der Steuern und Abgaben .Die
Sozialdemokraten dürfen sich nicht wundern ,wenndieBevökkerungendlichaufwachtundwennimmermehrdieFensterdiesesHausesvon
demRufderWienerBevölkerungerzittern :HinwegmitderrotenWirtschaft
im WienerRathaus .( Beifall bei den Christl .soz .- Zwischenrufebei
denSoz .dem. )

Abg .Schiener( christl . soz . )führt aus ,dass wennsichdie
Sozia ldemokratieWienszu irgend einer Aktionaufrafft ,diessøsich
unweigerlichgegendenRealbesitzrichtet .DerMarxismusscheinteben
überzeugtzusein ,dasser aufdiesemGebietemitdemgrösstenWider-¬standzurechnenhat .Derdurchdie jahrelangeZwangsbewirtschaftung
inseinemWertgänzlichdezinierteWienerHaus-undGrundbesitzsoll
nachdenPlänenderSozialdemo-krateneineneueuntragbareBelastungauf sich nehmendie jede Hoffnungauf einenWiederaufgaudesöesterrei -¬
chis henRealvermögenszuzerstörendroht .Glücklicherweisesinddie
Zeitenvorüber ,woder Marxismusder unumschränkteHerrin diesemStaate
war .JetztregierenwirtschaftlicheVernunftunddieSorgeumdieWohl-¬
fahrtdesVaterlandes .DeshalbwirddieBundesregierungunzweifelhaft
wissen ,wassie zutunhat ,umWiensPevölkerungvordiesemAttentat
dessterbendenMarxismuszuretten .( BeifallbeidenChristl. soz. )

St . Dr .Danneberg polemisiert in seinem Schlusswort gegendie
Ausführungendes Abg .Kunschakundbemerktunter anderem :DerAbg .Kunschak
haf zugegeben ,dassdie jetzige Lageschwierigist unddieRegierung
eineUeberprüfungihrerVerordnungenvornehmenmüsste ,er hataber
gomeint ,das mögesich die Mehrheit mit der Bundesregierungausmachen .
DieMehrheitträgt ihre Verantwortung ,aber es wärefalsch zumeinen,
dass die Christlichsoziale WienerPartei keine Verantwortungtrage .
Esist ja ihre eigeneRegierung ,die dieseMassnahmenüberdieWiener
Bovölkerungverhängthat ,undderTagwirdkommen ,andemauchdieWiener
christlichsoziale Partei vor der BevölkerungWiensdieseMassnahmen
zuverantwortenhabenwird .DassderRednervonZeitzuZeitdenVer-¬
trauensmännernseiner Partei einenBerichtüberdie FinanzlagederGemeinde
erstattet ,seip selbstverständlich ,denner sei keinAutoritärer ,sondorn
ein wirklicherDemokrat .DiewirklicheDemokratiesetzt sich mitden
Problemenin derweitostenOeffentlichkeitauseinander ,däeautoritäte
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Demokratiewirft sie der Bevölkerunggelöst an den Kopf .DieBundes- ¬
regierunghatin denletztenzweiJahren200MillionenneueSteuern
eingehoben ,manhat aber nicht gehört ,dass die selbem Kreise ,die
jetzt ununterbrochenprotestieren ,gegendenchristlichøsozialen
FinanzministerunddiechristlichsozialeRegierungsovieleProtest¬
versammlungenveranstaltethätten .GegenüberdenAbg .Dr .Kotzaurck
undSchienerbemerktderBerichterstatter ,dassnatürlichjedeBesteuerung
fürdasSteuerobjekteineBelastungbedeuét,eskonnteabernichtbe¬
wiesenwerden ,dassdieseBelastunguntragbarwäre .DieGemeindebesitzt
in Wien511alte Häuserundverwaltet75Stiftungshäuser,sieweiss
dahersehr genauBescheidüberdie Rentabilität über - dieHausbesitzes
in deneinzelnenWienerBezirken.InBerlinbestandbisvorkurzem
eineGrundvermögenssteuerfürdenHausbesitz,die20ProzentdesMiet-¬
zinsesohneRücksichtaufdieLeerstehungenbestragenhat .Dasistbei
WeitemnichtvergleichbarmitdemgwasdaeinRedestehendeSteuerbe¬
deuctt ,dieüberdiesgeradein dieserNovelleaufdieLeerstehungen
Rücksichtnimmt.DarumbittetderBerichterstattetumAnnahmedesGesetzos.

BeiderAbstimmungwirddieVorlageiners er undzweiterLesung18angenommen ,desgleichendegResolutionsantragNachtnebelundGenossen.—

EsfolgtnundieVerhandlungüberdieNovellierungderNahrungs-¬undGenussmittelabgabe. .

Berichterstatter Dr .Dannebergweist darauf hin ,dassder
VerfassungsgerichtshofimJahre1930dieseSteuer,soweitsiekeineSteuer
auf Luxuslokalewar ,als gleichartigmitderWarenumsstzsteuerbe¬zeichnedaherihreEinhebungalsunzulässigerklärthat .DurchBundes-¬gesetzvomJahre1931wurdedasLandWienermächtigt,dieseSteuerein-¬
zuheben.DaswareinBestandteileinesfür5JahreabgeschlossenenVer¬trages .NunhatdieRegierungdiesenVertrageinseitigausserKraftgo-¬
setzt ,dasBundesermächtigungsgesetzaufgehobenundeinenSatzhinzugefügt,dassnunmehrdieweitereEinhebungderNahrungs-undGenussmittelabgabe
inWienunzulässigist .InSalzburgundinTirolbestehteinGetreideauf-¬schlag ,eine Steuerauf BrotundMehl ,die haargenaueineWarenumsatz-¬
steuerist .IhreEinhebungist nichtunzulässig ,imGegenteil,dieseSteuer
ist in Salzburgheuersogarnocherhöhtworden.ObdieEinhebungdieser
Steuerunzulässigist ,daüüberkanndieBundesregierungnureineMeinung
aussprechen,entscheidenkanndiesnurderVerfassungsgerichtshoff.Der
BerichterstattermöchteaberdieseFragedochnichtüberspitzen,daher
enthaltederGesetzentwurfnurdieBestimmung,dassdieSteuer ,soweit
siednneLuxussteuerist ,weitereingehobenwerdensoll .Erkönnenicht
klauben,dassesdieMeinungderRegierungsei ,dassauchvondenNacht-¬
lokalendiedortbishereingehobeneSteuernichtweitereingehobenwerden
soll ,unddarumbitteerumAnnahmedesGesetzes.
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Abg .Kunschak verweist darauf ,dass die christlichsoziale
Gemeinderatsfraktionwiederholtdie Beseitigungder Nahrungs -oder
Genussmittelabgabeverlangt hat .Jetzt ist sie durchdieNotverordnung
der Regierung beseitigt worden ,aber es wird versucht ,die Abgabewieder
lebendig zu machen ,soweit sie Nachtlokale ,Bars ,Eabaretten ,Varietes ,

Likör -undFrühstückstubenbetrifft .Dagegenerhebenwir keineEin¬
wendung,undzwarausdernüchternenErwägungheraus ,dassin derheutigen
Zeit Menschen,die NachtlokaleundähnlicheLokalebesuchen ,zu
einer separatenSteuer verhalten werdensolllen .Wirsind abergagen
die Abgabedort ,woes sich nicht umwirklichenLuxushandeltundwo
von der Abgabeeinfache und bescheideneLeute erfasst werden .Der
Rednerbeantragt die Abgabenurauf
Nachtlokale ,BarsKabaretten ,Varietes ,Likör -undFrühstückstubenzu

alle ,anderenbeschränkenund Betriebe zustreichen .
In seinemSchlusswortverwahrtsich der Referent dagegen ,dass

der MehrheitMangelan sozialemEmpfindenvorgworfenwerde .Früher
musste der Arbeiter 12 GoldkronenanHauszinssteuerzahlen ,
heute zahlt er blos 90 Groschen Wohnbausteuer ,und wenn er einem Ver¬
gnügen nachgeht ,eine kleine Steuer .Wasdas heisst ,verstehen die Arbeiter
sehr genau .

DerAntragKunschakwirdabgelehntunddas Gesetzin ersterund
ZweiterLesungbeschlossen .

Abg .Dr .Dannebergberichtet nunüber die AenderungdesLust-¬
barkeitsabgabengesetzes bezüglich der Verwendungvon Steuerkækten .Er
erklärt ,die Vorlage ist auf Vereinbarung mit den Interessenten abgestellt
undbei der Verwendungder Steuerkarten hört die Nachfolgerhaftungauf .

Abg .Bibererklärt ,seinePartei ist mitder Vorlageeinverstanden ;
es bestehenjedochBedenken,obnichtdocheineErhöhungderAbgabeein¬
tretenwerde,weshalber beantragt ,dieHöhederAbgabeimEinvernehmenmit
denbetreffendenGenossenschaftenoderKörperschaftenfestzusetzen.
EinweitererAntragdesRednersverlangt ,dassder denausgefolgtenSteuer-¬
kartenentsprechendeSteuerbetragnicht ,wiees in der Vorlageheisst ,
bei festgestellterZahlungssäumnis,schonbei derBehebungzuentrichten
ist ,sondernerst nachdrei unmittelbaraufeinanderfolgendenFällen
vonZahlungssäumnis .

Abg .Nachtnebelbeantragt ,in dasGesetzstatt "festgestellter
Zahlungssäumnis " " wiederholter Zahlungssäumnis "aufzunehmen .

NachdemSchlusswortdesReferentenwerdendie AnträgeBiber
abgelehnt ,der AntragNachtnebelangenommenunddie Vorlagein erster und
zweiterLesungbeschlossen.
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DieNovellezu demGesetzbetreffenddie Einhebungeiner
PferdeabgabewirdnachdemReferatdesSt . . Dr.Dannebergin ersterundzweiter Lesung zum Beschluss erhoben .

St . . Dr. Dannebergreferiert sodannüber die Novellezu
demGesetz betreffend die Einhebungeiner AbgaevomVerbrauchvonGas
undelektrischemStrom .Er führt aus ,diese Steuer ,die seit 12Jahrenbe¬
steht ,hat bisher eine Zweckbestimmunggehabt ,Mit Rücksicht auf dieFinanz¬
lage der GemeindeWienist eswohlnicht mehrgerechtfertigt ,dieseZweck¬
bestimmungaufrechtzuerhaten undes erscheintnotwendig ,denErtrag
die er Steuer ,der nochimmergegen4 Millionenausmacht ,für dieeiganen
Gemeindezweckezuverwenden.DaherwirddieStreichungderZweckbestimmung

beantragt .
Abg. Kunschakbemerkt ,die Wasserkraftabgabesei vonderchr .

soz .Parteistets bekämpftworden ,insbesondereabervondemZeitpunktan ,
woihre Zweckbestimmungaufgehörthat .DieAbgabewurdegeschaffenzur
Errichtung vonWasserkraftwerken .Nachder Vollendungder BautenimYbbs¬
tal hat der damalige Finanzreferent erklärt ,die Gemeindedenkeselbstver

ständlichnichtdaran ,in ZukunftnochWasserkraftanlagenzubauen .Damit
ist der Sinn dieser Steuer verlorengegangen ,und sie hat ihre Existenz¬
berechtigungeingebüsst .Heute will der Finanzreferent aus dieser Steuer
zumZweckeder Erbauung von Wasserkraftwerken durch Eliminierung derZweck¬
bestimmung eine normale Gemeindesteuer machen .Wir können auch heute nur
unserem bisher eingenommenenStandpunkt treu bleiben ,dass wir die Steuer
ablehnen ,da ihr Zwecknicht mehrgegebenist ,und,werdendaherdemGesetze
nicht zustimmen .

ü St . . De- Dannebergbemerktdemgegenüber ,dass dieGemeinde
auf diese Einnahmennicht verzichtenkönneunddass die BesteuerungvonGas
und elektrischem Strom ,die im Wiener Wasserkraftabgabegesetz enthalten ist ,

weitaus geringer ist als die Besteuerungdie in den anderenBundesländern
für Gasund Strombestcht .

Das Gesetz wird in esrter und zwoiter Lesungangenommen.
Hierauf wird nach domReferate des Abg. WeialdasNovelle

zu demGesetz über die Beteiligung des Landes Wienan der Förderungder
österreichischen Ausfuhrnach der Unionder Sozialistischen Sowjetrepuh¬
liken in erster und zweiter Lesung angenommen .Damit ist die Tagesordnung
des Landtagserédigt .

Schlussder Sitzung20Uhr20 .
—. - ——————— .——
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